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Gesamte Rechtsvorschrift fur Studienbeitragsverordnung, Fassung vom 02.10.2026

Langtitel

Verordnung der Bundesministerin fiir Frauen, Wissenschaft und Forschung und des Bundesministers flr
Bildung Uber die Studienbeitrage an Universitaten und Padagogischen Hochschulen
(Studienbeitragsverordnung — StubeiV)

StF: BGBI. 1l Nr. 218/2019

Anderung

BGBI. Il Nr. 89/2022
BGBI. Il Nr. 304/2022
BGBI. Il Nr. 301/2022
BGBI. Il Nr. 31/2023
BGBI. Il Nr. 187/2023
BGBI. Il Nr. 20/2024
BGBI. Il Nr. 205/2024
BGBI. Il Nr. 23/2025
BGBI. Il Nr. 28/2026
BGBI. Il Nr. 76/2026

Praambel/Promulgationsklausel

Auf Grund der 8§91 Abs.6 und 92 Abs.1 Z 3a des Universitatsgesetzes 2002 — UG, BGBI. |
Nr. 120/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 3/2019, und der §8 69 Abs. 6 und 71
Abs. 6 des Hochschulgesetzes 2005 — HG, BGBI. | Nr. 30/2006, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 101/2018, wird verordnet:

Beachte fur folgende Bestimmung
Ist erstmals fir die Einhebung des Studienbeitrages fiir das Sommersemester 2020 anzuwenden (vgl. § 7).

Text
Geltungsbereich

8§ 1. Diese Verordnung gilt fiir Studien und Studierende an

1. den Universitaten gem&R § 6 Abs. 1 des Universitatsgesetzes 2002 — UG, BGBI. | Nr. 120/2002,
und

2. den Péadagogischen Hochschulen geméR § 1 Abs. 1 Z 1 bis 9 des Hochschulgesetzes 2005 — HG,
BGBI. | Nr. 30/2006.

Beachte fir folgende Bestimmung
Ist erstmals flr die Einhebung des Studienbeitrages fir das Sommersemester 2020 anzuwenden (vgl. § 7).
Einhebung des Studienbeitrages
8 2. (1) Anlasslich der Zulassung bzw. der Meldung der Fortsetzung ist der Studienbeitrag folgenden
Studierenden vorzuschreiben:

1. Ordentlichen Studierenden, die die Studienzeit gemaR den 8§ 91 Abs. 1 UG und 69 Abs. 1 HG
bzw. § 3 Abs. 1 dieser Verordnung lberschritten haben,

2. ordentlichen Studierenden aus Drittstaaten gemafi den §8 91 Abs. 2 UG und 69 Abs. 2 HG und

3. auBerordentlichen Studierenden gemaR den 8§ 91 Abs. 3 UG und 69 Abs. 3 HG, die zum Besuch
einzelner Lehrveranstaltungen aus wissenschaftlichen Féchern zugelassen sind.
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(2) Studierende, die zu mehreren Studien, auch an mehreren Universitdten und bzw. oder
Padagogischen Hochschulen, zugelassen sind, haben den Studienbeitrag nur einmal zu entrichten. Dies
gilt auch fir Studierende, die zu einem gemeinsam eingerichteten Studium zugelassen sind, wobei die
Einhebung des Studienbeitrages durch die zulassende Bildungseinrichtung erfolgt. Die ordnungsgemafe
Einzahlung des vorgeschriebenen Studienbeitrages und des Studierendenbeitrages samt allféalliger
Sonderbeitrdge bewirkt an jener Universitdt oder Padagogischen Hochschule, auf deren
Studienbeitragskonto eingezahlt wurde, die Meldung der Fortsetzung fir jedes Studium der oder des
betreffenden Studierenden, sofern nicht die Fortsetzungsmeldung studienrechtlich unzuldssig ist.
Ausgenommen sind Universitatslenrgadnge, Hochschullehrgdnge geméal §39 Abs.4 HG und
Vorbereitungslehrgénge. Eine vor Beginn des jeweiligen Semesters vorgenommene Fortsetzungsmeldung
erlangt mit dem jeweiligen Beginn des Semesters Giltigkeit. Die Fortsetzungsmeldung an einer anderen
Universitdt oder Padagogischen Hochschule hat die oder der Studierende jedenfalls gesondert
vorzunehmen, sofern es sich nicht um ein gemeinsam eingerichtetes Studium handelt.

(3) Die Einhebung des Studierendenbeitrages und eines allfalligen Sonderbeitrages gemar § 38 des
Hochschiilerinnen- und Hochschilerschaftsgesetzes 2014 — HSG 2014, BGBI. | Nr. 45/2014, hat
gemeinsam mit der Einhebung eines allféalligen Studienbeitrages durch die Rektorin oder den Rektor zu
erfolgen. Die Weiterleitung der bis zu diesem Zeitpunkt eingelangten Studierendenbeitrage einschlieBlich
allfalliger Sonderbeitrage an die Osterreichische Hochschiilerinnen- und Hochschiilerschaft hat gemaR
§ 38 Abs. 4 HSG 2014 spatestens am 31. Janner, am 30. April, am 31. August und am 30. November
eines jeden Jahres zu erfolgen. Hierbei sind die Anzahl der Studierenden und ein genauer und eindeutiger
Verwendungszweck, der eine Zuordnung der eingelangten Studierendenbeitrége einschlieRlich allfalliger
Sonderbeitrage zum jeweiligen Semester ermoglicht, anzugeben.

(4) Der Studienbeitrag ist flr jedes Semester im Voraus bis spatestens zum Ablauf des letzten Tages
des an der zulassenden Universitat oder Paddagogischen Hochschule geltenden Zeitraumes zu entrichten.
Die Studienbeitrdge verbleiben der jeweiligen Universitdt oder Padagogischen Hochschule. Der
Studienbeitrag von Studierenden, die ein von mehreren Universitdten und bzw. oder Padagogischen
Hochschulen gemeinsam eingerichtetes Studium betreiben oder die zu mehreren Studien verschiedener
Universitdten und bzw. oder Pédagogischen Hochschulen zugelassen sind, ist unter den beteiligten
Universitaten und Padagogischen Hochschulen gemé&R einer abzuschlieenden Vereinbarung aufzuteilen.

Ermittlung der beitragsfreien Zeit

8 3. (1) Die Universitaten und Padagogischen Hochschulen haben von Amts wegen fiir die an ihrer
Universitat oder Padagogischen Hochschule belegten Studien zu ermitteln, ob die Studienzeit geméal § 91
Abs. 1 UG bzw. § 69 Abs. 1 HG (vorgesehene Studienzeit zuzuglich zwei Semester) Uberschritten wurde.
Jenen Studierenden, die die vorgesehene Studienzeit zuzuglich zwei Semester nicht Uberschritten haben,
ist anlasslich der Meldung der Fortsetzung des Studiums kein Studienbeitrag vorzuschreiben. Bei
berufsbegleitendenden Studienangeboten gemall § 9 Abs. 9 HG wird die vorgesehene Studienzeit mit der
MaRgabe berechnet, dass die im betreffenden Curriculum fur ein Semester festgelegten ECTS-
Anrechnungspunkte an die Stelle der 30 ECTS-Anrechnungspunkte treten.

(2) Die Zahl der bisher zuriickgelegten Semester eines ordentlichen Studiums ist folgendermaRen zu

ermitteln:

1. fur Diplomstudien unter Bezugnahme auf die zuriickgelegten Semester im gewahlten Fach ohne
Berucksichtigung der kennzahlentechnischen Abbildung des Studiums oder seiner Zweige; in
den Studien der Romanistik und Slawistik unter Beriicksichtigung der gewdhlten Sprache; im
Instrumentalstudium unter Berticksichtigung des gewéhlten Instruments bzw. des Gesangs.

2. fir Bachelor- und Masterstudien unter Bezugnahme auf die erste und zweite Kennzahl; bei
Bachelor- und Masterstudien aus ,,Ubersetzen und Dolmetschen unter Bezugnahme auf die erste
Kennzahl; in einem Diplomstudium absolvierte Semester sind im Bachelorstudium fiir das
gleiche Studium nicht zu beriicksichtigen;

3. fiir Doktoratsstudien unter Bezugnahme auf die erste Kennzahl; lautet die erste Kennzahl ,,794%
oder ,,796% unter Bezugnahme auf die erste und zweite Kennzahl; zuriickgelegte Semester eines
viersemestrigen Doktoratsstudiums sind bei Ubertritt in das entsprechende mindestens
dreijahrige Doktoratsstudium gemaR § 54 Abs. 4 UG einzurechnen;

4. fur Lehramtsstudien der Primarstufe in Bezugnahme auf die erste und zweite Kennzahl; fir die
ubrigen Lehramtsstudien, inklusive der Erweiterungsstudien gemal den §8 54b und 54c UG bzw.
88§ 38c und 38d HG unter Bezugnahme auf die zuriickgelegten Semester im gewahlten
Unterrichtsfach bzw. der Spezialisierung bzw. des kohdrenten Fé&cherbindels bzw. des
Facherblindels bei Lehramtsstudium fir die Sekundarstufe (Berufsbildung) ohne
Berlcksichtigung der kennzahlentechnischen Abbildung, wobei
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a. bei unterschiedlicher Semesterzahl der Unterrichtsfacher oder Spezialisierungen die hdhere
Semesterzahl maRgeblich ist;

b.im Erweiterungsstudium absolvierte Semester eines Unterrichtsfaches oder einer
Spezialisierung im Lehramtsstudium fir dasselbe Unterrichtsfach in Bezug auf die
Semesterzéhlung zu beruicksichtigen sind;

c. im Lehramtsstudium absolvierte Semester eines Unterrichtsfaches bzw. einer Spezialisierung
im Erweiterungsstudium fur dasselbe Unterrichtsfach oder dieselbe Spezialisierung in Bezug
auf die Semesterzahlung zu berticksichtigen sind;

d. im Diplomstudium fiir das Lehramt absolvierte Semester eines Unterrichtsfaches im
Bachelorstudium fur das Lehramt fiir dasselbe Unterrichtsfach nicht zu beriicksichtigen sind;

e. die in einem Bachelor-, Master- oder Diplomstudium, das kein Lehramtsstudium ist,
absolvierten Semester fur das Lehramtsstudium im entsprechenden fachlich in Frage
kommenden Unterrichtsfach nicht zu berticksichtigen sind;

5. fir Erweiterungsstudien geman den 88 54a UG und 38b HG unter Bezugnahme auf die erste und
zweite Kennzahl.

(3) Bei Diplomstudien ist ein Semester dem néchstfolgenden Studienabschnitt zuzuordnen, wenn die
den bisherigen Studienabschnitt abschliefende Priifung im Wintersemester spétestens am 31. Oktober
und im Sommersemester spatestens am 31. Méarz abgelegt wurde. Bei Diplomstudien fiir das Lehramt
beginnt ein neuer Studienabschnitt erst dann, wenn in beiden Unterrichtsfachern der vorherige Abschnitt
abgeschlossen wurde.

(4) Die Zahl der bisher zuruckgelegten Semester eines Studiums ist bei einem Wechsel der
zulassenden Universitat oder Padagogischen Hochschule nicht zu berticksichtigen. Dies gilt nicht fiir
einen Wechsel der zulassenden Bildungseinrichtung bei einem gemeinsam eingerichteten Studium.

Erlass und Riickerstattung des Studienbeitrages

8 4. (1) Liegt ein Grund fiir einen Erlass des Studienbeitrages geméaR den 8§ 92 Abs. 1 UG bzw. 71
Abs. 1 HG vor, so ist der Studienbeitrag auf Antrag der oder des Studierenden vom Rektorat zu erlassen.
Ein Antrag auf Erlass des Studienbeitrages ist fur jede Universitat und jede Péddagogische Hochschule, an
welcher eine Zulassung zu einem Studium besteht, mit Ausnahme von gemeinsam eingerichteten Studien,
gesondert vorzunehmen. Der Studienbeitrag kann auch von Amts wegen erlassen werden, wenn die
vorliegenden Unterlagen fir eine Entscheidung ausreichend sind und daher eine gesonderte Erbringung
von Nachweisen durch die Studierende oder den Studierenden nicht erforderlich ist.

(2) Fur den Nachweis der Erlassgrinde gem&R § 92 Abs. 1 Z 3a bis 7 UG und 8 71 Abs. 1 Z 5 bis 8
HG gilt Folgendes:
1. Die Staatsangehdrigkeit zu einem Staat gemdR der Anlage ist durch eine Urkunde Uber die
Angehdrigeneigenschaft zu diesem Staat oder einen Reisepass nachzuweisen (8 92 Abs. 1 Z 3a
UGund § 71 Abs. 1 Z 5 HG).

2. Die Hinderung am Studium durch mehr als zwei Monate durch Krankheit oder Schwangerschaft
(892 Abs.1 Z4 UG und §71 Abs.1 Z6 HG) ist durch eine entsprechende facharztliche
Bestatigung nachzuweisen.

3. Die Betreuung von Kindern bis zum 7. Geburtstag oder einem allféalligen spateren Schuleintritt
(892 Abs. 1 Z4 UG und § 71 Abs. 1 Z 6 HG) ist durch folgende Dokumente nachzuweisen:
a. Geburtsurkunde des Kindes,
b. Meldezettel der oder des Studierenden,
c. Meldezettel des Kindes, wobei die angegebene Adresse mit der Adresse der oder
des Studierenden tbereinstimmen muss, und
d. eidesstattliche Erklarung der oder des Studierenden, dass das Kind von ihr oder
von ihm betreut wird.

4. Eine gleichartige Betreuungspflicht ist durch eidesstattliche Erklarung der oder des Studierenden,
dass die zu Betreuende oder der zu Betreuende von ihr oder von ihm betreut wird, nachzuweisen.

5. Die Behinderung gemaR §92 Abs.1 Z6 UG und 8§71 Abs.1 Z7 HG ist durch einen
entsprechenden Ausweis (z. B. Behindertenpass) nachzuweisen.

6. Der Bezug der Studienbeihilfe gemaR § 92 Abs. 1 Z7 UG und § 71 Abs. 1 Z 8 HG ist durch den
Bescheid iber die Gewahrung der Studienbeihilfe nachzuweisen.

(3) Die Erlasstatbestdande gemaR den 88 92 Abs. 1 UG und 71 Abs. 1 HG sind fur jene Semester
nachzuweisen, flr die der Erlass des Studienbeitrages beantragt wird.
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(4) Der Erlass des Studienbeitrages kann bei Vorliegen der entsprechenden Nachweise fiir folgende
Dauer gewahrt werden:

1.in den Féllen des § 92 Abs. 1 Z 4 und 7 UG und des § 71 Abs. 1 Z 6 und 8 HG flr langstens zwei
aufeinander folgende Semester;

2.in den Fallen des § 92 Abs. 1 Z 6 UG und des § 71 Abs. 1 Z 7 HG fur die gesamte Studiendauer;
3. in allen anderen Féllen fiir das jeweilige Semester.

(5) Der Antrag auf Erlass des Studienbeitrages ist bis langstens 30. September bzw. 28. oder
29. Februar (letzter Tag vor Beginn des betreffenden Semesters) zu stellen, sofern von der jeweiligen
Universitat oder Padagogischen Hochschule keine abweichende Regelung getroffen wird. Werden die
Nachweise flir den Erlass des Studienbeitrages nicht fristgerecht erbracht, so ist der Studienbeitrag zu
entrichten.

(6) Die Nachweise fir den Erlass des Studienbeitrages sind mindestens drei Jahre aufzubewahren.

(7) Wenn die Nachweise fur den Erlass nicht fristgerecht erbracht werden kénnen, kann ein Antrag
auf Rickerstattung des Studienbeitrages flr das Wintersemester bis 28. oder 29. Februar, ein Antrag auf
Rickerstattung des Studienbeitrages fir das Sommersemester bis 30. September gestellt werden. Ein
Antrag auf Rickerstattung kann nur an jener Universitat oder Padagogischen Hochschule gestellt werden,
an welcher zuvor der Studienbeitrag entrichtet wurde.

(8) Gemé&R 8§92 Abs.5 UG und 8§71 Abs.5 HG ist Studierenden, die auf Grund eines
unvorhergesehenen und unabwendbaren Eintritts eines Beurlaubungsgrundes wahrend des Semesters
beurlaubt wurden, auf Antrag ein bereits bezahlter Studienbeitrag rlickzuerstatten, sofern der Zeitraum
der Beurlaubung mehr als die Halfte des betreffenden Semesters umfasst, wobei die
lehrveranstaltungsfreie Zeit nicht zu beriicksichtigen ist. Fr eine solche Rickerstattung hat daher eine
Beurlaubung im Wintersemester bis spatestens 30. November und im Sommersemester bis spétestens
30. April zu erfolgen. Ein solcher Antrag auf Rickerstattung des Studienbeitrages ist fur das
Wintersemester bis 28. oder 29. Februar, ein Antrag auf Ruckerstattung des Studienbeitrages fiir das
Sommersemester ist bis 30. September zu stellen.

Erlass und Rickerstattung des Studienbeitrags fiir ukrainische Staatsangehdérige

8 4a. Studierenden mit ukrainischer Staatsangehorigkeit ist der Studienbeitrag fir das
Wintersemester 2024/25, das Sommersemester 2025 und das Wintersemester 2025/2026 zu erlassen bzw.
ruckzuerstatten. Die ukrainische Staatsangehdrigkeit ist durch eine Urkunde (ber die
Angehdrigeneigenschaft zu diesem Staat oder einen Reisepass nachzuweisen.

8 4b. Studierenden mit ukrainischer Staatsangehorigkeit an Universitdten gemaR 8 1 Z 1 ist der
Studienbeitrag flir das Sommersemester 2026 zu erlassen bzw. riickzuerstatten.

8 4c. Studierenden mit ukrainischer Staatsangehorigkeit an Pddagogischen Hochschulen gemaR § 1
Z 2 ist der Studienbeitrag fur das Sommersemester 2026 zu erlassen bzw. riickzuerstatten. § 4a letzter
Satz findet Anwendung.

Sicherstellung der Einhebung

8 5. (1) Zur Sicherstellung der Einhebung des Studienbeitrages, des Studierendenbeitrages und eines
allfalligen Sonderbeitrages hat das Rektorat den Datenverbund der Universitaten und Hochschulen geman
8 10 des Bildungsdokumentationsgesetzes 2020 — BilDokG 2020, BGBI. I Nr. 20/2021, zu verwenden.

(2) Das Rektorat hat nach MaRgabe der an der Universitdt oder P&dagogischen Hochschule
gegebenen technischen Voraussetzungen festzulegen, in welcher Form die Studienbeitrédge zu entrichten
sind. Es ist sicherzustellen, dass die jeweils eingezahlten Betrdge den einzelnen Studierenden eindeutig
zuordenbar sind und taglich an den Datenverbund der Universitaten und Hochschulen Gbermittelt werden.

(3) Die Bundesrechenzentrum GmbH hat anhand der Buchungsdaten des Empfangerkreditinstitutes
die eingezahlten Beitrage, die automationsunterstiitzt oder durch einen von der jeweiligen Universitét
oder P&dagogischen Hochschule damit beauftragten Dritten einer oder einem Studierenden zugeordnet
werden konnten, den von der Universitdt oder P&dagogischen Hochschule an den Datenverbund
Ubermittelten Daten hinzuzufiigen und der Universitat oder P&dagogischen Hochschule, auf deren
Studienbeitragskonto eingezahlt wurde, sowie allfalligen weiteren von dieser oder diesem Studierenden
besuchten Universitaten bzw. Paddagogischen Hochschulen taglich bekannt zu geben.

(4) Die Bundesministerin oder der Bundesminister fur Bildung, Wissenschaft und Forschung ist
berechtigt, wenn die DatensicherheitsmaBnahmen geméd3 §4 Abs.5 Z1 bis 7 BilDokG 2020
nachgewiesen wurden, fiir den Zweck der Refundierung des Studienbeitrages bei Mehrfachstudien die
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dafiir erforderlichen personenbezogenen Daten aus dem Datenverbund der Universitdten und
Hochschulen abzufragen.

(5) Die Bundesvertretung der Studierenden und die Hochschulvertretungen sind berechtigt, wenn die
Datensicherheitsmainahmen gemal § 4 Abs. 5 Z 1 bis 7 BilDokG 2020 nachgewiesen wurden, fir den
Zweck der Ruckerstattung von Studierendenbeitrdgen und allfélligen Sonderbeitrdgen die daftr
erforderlichen personenbezogenen Daten aus dem Datenverbund der Universititen und Hochschulen
abzufragen.

Beachte fur folgende Bestimmung
Ist erstmals flr die Einhebung des Studienbeitrages fiir das Sommersemester 2020 anzuwenden (vgl. § 7).
Verweisungen

8 6. Soweit in dieser Verordnung auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der geltenden

Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten

8 7. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2019 in Kraft und ist erstmals fur die Einhebung des
Studienbeitrages fiir das Sommersemester 2020 anzuwenden.

(2) 82 Abs. 4, 83 Abs. 3 und 84 Abs. 5, 7 und 8 und die Anlage in der Fassung der Verordnung
BGBI. 11 Nr. 301/2022 treten mit 1. Oktober 2022 in Kraft.

(3) § 4a samt Uberschrift in der Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 31/2023 tritt mit dem auf die

Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(4) §4a Abs.1 erster Satz in der Fassung der Verordnung 187/2023 tritt mit dem auf die

Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(5) § 4a Abs. 1 erster Satz in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 20/2024 tritt mit dem auf die

Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(6) § 4a samt Uberschrift in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 205/2024 tritt mit dem auf die

Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(7) §4a erster Satz in der Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 23/2025 tritt mit dem auf die

Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(8) 8 4b in der Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 28/2026 tritt mit dem auf die Kundmachung

folgenden Tag in Kraft.

(9) Der Titel sowie § 4c in der Fassung der Verordnung BGBI. 11 Nr. 76/2026 treten mit Ablauf des
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

Aulerkrafttreten

§ 8. Die Verordnungen

1. der Bundesministerin fur Unterricht, Kunst und Kultur Gber Studienbeitrdge an Padagogischen
Hochschulen (Hochschul-Studienbeitragsverordnung — HStBV), BGBI. 11 Nr. 245/2007, zuletzt

geédndert durch BGBI. Il Nr. 211/2015, und

2. der Bundesministerin  fiir Bildung,

Wissenschaft

und Kultur 0ber Studienbeitrage

(Studienbeitragsverordnung 2004 — StubeiV 2004), BGBI. Il Nr. 55/2004, zuletzt gedndert durch

BGBI. Il Nr. 17/2017,

treten mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung aufer Kraft.

Anlage
Zu84Abs. 271

Staaten gemalR 8§92 Abs. 1 Z3aUGund 8§71 Z5 HG

englische Bezeichnung geméaf3 ,,DAC List of

deutsche Bezeichnung

ODA Recipients“
Afghanistan Afghanistan
Angola Angola
Bangladesh Bangladesch
Benin Benin
Bhutan Bhutan
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Burkina Faso

Burkina Faso

Burundi Burundi

Cambodia Kambodscha

Central African Republic Zentralafrikanische Republik
Chad Tschad

Comoros Komoren

Democratic Republic of the Congo Kongo — Demokratische Republik
Djibouti Dschibuti

Eritrea Eritrea

Ethiopia Athiopien

Gambia Gambia

Guinea Guinea

Guinea-Bissau Guinea-Bissau

Haiti Haiti

Kiribati Kiribati

Lao People's Democratic Republic Laos — Demokratische Republik
Lesotho Lesotho

Liberia Liberia

Madagascar Madagaskar

Malawi Malawi

Mali Mali

Mauritania Mauretanien

Mozambique Mosambik

Myanmar Myanmar

Nepal Nepal

Niger Niger

Rwanda Ruanda

Sao Tome and Principe Sao Tome und Principe
Senegal Senegal

Sierra Leone Sierra Leone

Solomon Islands Salomonen

Somalia Somalia

South Sudan Sidsudan

Sudan Sudan

Tanzania Tansania — Vereinigte Republik
Timor-Leste Timor-Leste

Togo Togo

Tuvalu Tuvalu

Uganda Uganda

Yemen Jemen

Zambia Sambia

www.ris.bka.gv.at

Seite 6 von 6



	Anlage
	Zu § 4 Abs. 2 Z 1
	Staaten gemäß § 92 Abs. 1 Z 3a UG und § 71 Z 5 HG

